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Gesetz 

zur Neuregelung des Volljährigkeitsalters 

Vom 31. Juli 1974 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be¬ 
schlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

Das Bürgerliche Gesetzbuch wird wie folgt ge¬ 
ändert.: 

1. § 2 erhält folgende Fassung: 

.§ 2 

Die Volljährigkeit tritt mit; der Vollendung 
des achtzehnten Lebensjahres ein." 

2. Die §§ 3, 4 und 5 werden aufgehoben. 

3. In § 6 Abs. 1 Nr. 3 werden nach dem Wort 
„Trunksucht" die Worte „oder Rauschgiftsucht" 
eingefügt. 

4. § 8 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ein Minderjähriger, der verheiratet ist 
oder war, kann selbständig einen Wohnsitz be¬ 
gründen und aufheben." 

5. § 1597 Abs. 2 wird aufgehoben. 


6. § 1600 k Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 wird aufge¬ 
hoben. 

6a. § 1610 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Unterhalt umfaßt den gesamten Le¬ 
bensbedarf einschließlich der Kosten einer ange¬ 
messenen Vorbildung zu einem Beruf, bei einer 
der Erziehung bedürftigen Person auch die Ko¬ 
sten der Erziehung." 

7. § 1633 erhält folgende Fassung: 

„§ 1633 

Die Sorge für die Person eines Minderjähri¬ 
gen, der verheiratet ist oder war, beschränkt 
sich auf die Vertretung in den persönlichen 
Angelegenheiten." 

8. § 1726 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Zur Ehelicherklärung ist die Einwilligung des 
Kindes und, wenn das Kind minderjährig ist, die 
Einwilligung der Mutter erforderlich." 

9. § 1747 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Ein minderjähriges eheliches Kind kann nur 
mit Einwilligung der Eltern, ein minderjähriges 
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nichteheliches Kind kann nur mit Einwilligung 
der Mutter an Kindes Statt angenommen wer- 

10. § 1822 Nr. 5 erhält folgende Fassung: 

„5. zu einem Miet- oder Pachtvertrag oder 
einem anderen Vertrage, durch den der 
Mündel zu wiederkehrenden Leistungen 
verpflichtet wird, wenn das Vertragsver¬ 
hältnis länger als ein Jahr nach dem Ein¬ 
tritt der Volljährigkeit des Mündels fort- 
dauern soll;" 

11. in § 1827 Abs. 2 werden die Worte „das acht¬ 
zehnte Lebensjahr" durch die Worte „das vier¬ 
zehnte Lebensjahr" erselzt. 


Artikel 2 

Änderung des Ehegesetzes 

1. § 1 Abs. 1 des Gesetzes Nr. 16 des Kontroll- 
rats (Ehegeselz) vom 20. Februar 1946 (Amtsblatt 
des Kontrollrats in Deutschland S. 77, 294), zu¬ 
letzt geändert durch das Gesetz über die recht¬ 
liche Stellung der nichtehelichen Kinder vom 
19. August 1969 (Bundesgeselzbl. I S. 1243), ver¬ 
liert seine Wirksamkeit. Dies gilt nicht im Land 
Berlin. 

2. § 1 erhält folgende Fassung: 

.5 1 

(1) Eine Ehe soll nicht vor Eintritt der Voll¬ 
jährigkeit eingegangen werden. 

(2) Das Vormundsdiaftsgericht kann auf An¬ 
trag von dieser Vorschrift Befreiung erteilen, 
wenn der Antragsteller das 16. Lebensjahr voll¬ 
endet hat und sein künftiger Ehegatte volljährig 
ist." 

Artikel 3 

Änderung des Rechtspflegergesetzes 

§ 14 Nr. 1 des Rechtspflegergesetzes vom 5. No¬ 
vember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 2065), zuletzt ge¬ 
ändert durch Artikel 94 des Einführungsgesetzes 
zum Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 (Bundesge¬ 
setzbl. 1 S. 469, 558), wird aufgehoben. 

Artikel 4 

Änderung des Gesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

Das Gesetz über die Angelegenheiten der frei¬ 
willigen Gerichtsbarkeit in der Fassung der Be¬ 
kanntmachung vom 20. Mai 1898 (Reichsgesetzbl. 
S. 369, 771), zuletzt geändert durch Artikel 105 des 
Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch vom 
2. März 1974 (Bundesgesetzbl. 1 S. 469, 563), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 56 wird aufgehoben. 

2. § 196 wird aufgehoben. 


Artikel 5 

Änderung der Kostenordnung 

Die Kostenordnung in der Fassung vom 26. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl.! S. 861, 960), zuletzt geändert 
durch Artikel 117 des Einführungsgesetzes zum 
Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 469, 567), wird wie folgt geändert: 

1. In § 91 wird die Zahl „99" durch die Zahl „98" 
ersetzt. 

2. § 99 wird aufgehoben. 


Artikel 6 

Änderung des Gesetzes für Jugendwohlfahrt 

Das Gesetz für Jugendwohlfahrt in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 6. August 1970 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 1197), zuletzt geändert durch Artikel 77 
des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch vom 
2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 469, 554), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 5 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „junge 
Menschen über 21 Jahre“ durch die Worte „Per¬ 
sonen über 18 Jahre" ersetzt. 

2. § 48 a Abs. 1 Nr. 1 wird aufgehoben. 

3. In § 48a Abs. 1 Nr. 2 wird das Wort „bis" 
hinter „§ 1597 Abs. 1" durch das Wort „und" 
ersetzt. 

4. In § 62 werden die Worte „das 20. Lebensjahr" 
durch die Worte „das 17. Lebensjahr" ersetzt. 

5. In § 64 Satz 1 werden die Worte „das 20. Lebens¬ 
jahr" durch die Worte „das 17. Lebensjahr" er¬ 
setzt. 

6. In § 67 Abs. 4 werden die Worte „das 20. Lebens¬ 
jahr" durch die Worte „das 17. Lebensjahr" 
ersetzt. 

7. In § 68 Abs. 1 Satz 4 werden die Worte „voll¬ 
endete 20. Lebensjahr" durch die Worte „voll¬ 
endete 17. Lebensjahr" ersetzt. 

8. Nach § 75 wird folgender neuer § 75a eingefügt: 

„§ 75a 

(1) Ist im Rahmen der Freiwilligen Erzie¬ 
hungshilfe oder der Fürsorgeerziehung eine Maß¬ 
nahme zur schulischen oder beruflichen Bildung 
einschließlich der Berufsvorbereitung eingeleitet 
worden, so kann diese Maßnahme über den Zeit¬ 
punkt des Eintritts der Volljährigkeit hinaus 
fortgesetzt werden, wenn der Volljährige dies 
beantragt und sich bereit erweist, am Erfolg der 
Maßnahme mitzuwirken. Der Antrag kann auch 
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schon innerhalb eines Zeitraumes von sechs Mo¬ 
naten vor Eintritt der Volljährigkeit gestellt 
werden. 

(2) § 85 gilt entsprechend.“ 


Artikel 7 

Änderung des Jugendgerichtsgesetzes 

Das Jugendgerichtsgesetz in der Fassung der Be¬ 
kanntmachung vom l.März 1973 (Bundesgesetzbl. I 
S. 149), zuletzt geändert durch Artikel 26 des Ein¬ 
führungsgesetzes zum Strafgesetzbuch vom 2. März 
1974 (Bundesgesetzbl. I S. 469, 525), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 105 Abs. 1 werden die in Bezug genommenen 
Vorschriften „§§ 4 bis 32“ durch die Worte „§§ 4 
bis 8, 9 Nr. 1, §§ 10, 11 und 13 bis 32 entspre¬ 
chend" ersetzt. 

2. § 107 erhält folgende Fassung: 

„§ 107 

Gerichtsverfassung 

Von den Vorschriften über die Jugendgerichts¬ 
verfassung gelten die §§ 33, 34 Abs. 1 und §§ 35 
bis 38 für Heranwachsende entsprechend." 

3. § 109 erhält folgende Fassung: 

„§ 109 
Verfahren 

(1) Von den Vorschriften über das Jugendstraf¬ 
verfahren (§§ 43 bis 81) sind im Verfahren gegen 
einen Heranwachsenden §§ 43, 50 Abs. 3, § 68 
Nr. 1, 3 und § 73 entsprechend anzuwenden. Die 
Jugendgerichtshilfe und in geeigneten Fällen 
auch die Schule werden von der Einleitung und 
dem Ausgang des Verfahrens unterrichtet. Sie 
benachrichtigen den Staatsanwalt, wenn ihnen 
bekannt wird, daß gegen den Beschuldigten noch 
ein anderes Strafverfahren anhängig ist. Die 
Öffentlichkeit kann ausgeschlossen werden, wenn 
dies im Interesse des Heranwachsenden geboten 
ist. 

(2) Wendet der Richter Jugendstrafrecht an 
(§ 105), so gelten auch die §§ 45, 47 Abs. 1 Nr. 1, 
2, Abs. 2, 3, §§ 52, 54 Abs. 1, §§ 55 bis 66, 74, 79 
Abs. 1 und § 81 entsprechend. § 66 ist auch dann 
anzuwenden, wenn die einheitliche Festsetzung 
von Maßnahmen oder Jugendstrafe nach § 105 
Abs. 2 unterblieben ist." 

4. § 110 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Von den Vorschriften über die Vollstrek- 
kung und den Vollzug bei Jugendlichen gelten 
§ 82 Abs. 1, §§ 83 bis 93 a für Heranwachsende 
entsprechend, soweit der Richter Jugendstraf¬ 
recht angewendet (§ 105) und nach diesem Gesetz 
zulässige Maßnahmen oder Jugendstrafe ver¬ 
hängt hat." 


Artikel 8 

Änderung der Handwerksordnung 

Die Handwerksordnung in der Fassung der Be¬ 
kanntmachung vom 28. Dezember 1965 (Bundesge¬ 
setzbl. 1966 I S. 1), zuletzt geändert durch Artikel 175 
des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch vom 

2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 469, 587), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 71 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. volljährig ist,". 

2. § 96 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Das Wahlrecht kann nur von volljährigen Per¬ 
sonen ausgeübt werden." 

3. § 97 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 c) erhält folgende Fassung: 

„c) am Wahltag volljährig sind und". 

b) In Nummer 2b) werden die Worte „das fünf¬ 
undzwanzigste Lebensjahr vollendet haben" 
durch die Worte „volljährig sind" ersetzt. 

4. § 98 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Wählbar zum Wahlmann ist jeder wahl¬ 
berechtigte Geselle, der volljährig ist.“ 

5. § 99 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. am Wahltag volljährig sind,". 


Artikel 9 

Änderung weiterer Bundesgesetze 

1. In § 5 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes zur vorläufigen 
Regelung des Rechts der Industrie- und Handels¬ 
kammern vom 18. Dezember 1956 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 920), zuletzt geändert durch § 103 des 
Berufsbildungsgesetzes vom 14. August 1969 
Bundesgesetzbl. I S. 1112), werden die Worte 
„das 25. Lebensjahr vollendet haben" durch die 
Worte „volljährig sind" ersetzt. 

2. § 57 a Abs. 1 Nr. 3 der Gewerbeordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juli 1900 
(Reichgesetzbl. S. 871), zuletzt geändert durch das 
Bundes-Immissionsschutzgesetz vom 15. März 1974 
(Bundesgesetzbl. I S. 721, 1193), erhält folgende 
Fassung: 

„3. noch nicht volljährig ist." 

3. § 21 Abs. 1 Nr. 3 des Eichgesetzes vom 11. Juli 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 759), zuletzt geändert 
durch Artikel 184 des Einführungsgesetzes zum 
Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 469, 590), erhält folgende Fassung: 

„3. der Wäger minderjährig ist." 
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Artikel 10 

ü bergangs Vorschriften 

1. Ist vor dem Inkral Breien dieses Gesetzes ein 
Antrag auf Befreiung einer Frau vom Erfordernis 
der Ehemündigkeil gestellt worden, so gelten 
hiorliir rlie bisherigen Vorschriften. 

2. Ist einer Frau vor dem Inkrafttreten dieses Ge¬ 
setzes Befreiung vom Erfordernis der Ehemündig- 
keit erteilt worden, so steht der Eheschließung 
§ 1 des Ehegesetzes in der Fassung des Artikels 2 
Nr. 2 nicht entgegen. Dies gilt auch, wenn einer 
Frau nach Nummer I die Befreiung vom Erforder¬ 
nis der Ehemündigkeil erteilt wird. 

3. (1) Eine Rente nach § 590 Abs. 2 und § 1268 
Abs. 2 Nr. 2 der Reichsversicherungsordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 15. De¬ 
zember 1924 (Reichsgeselzbl. 1 S. 779), zuletzt ge¬ 
ändert durch Artikel 252 des Einführungsgesetzes 
zum Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 469, 613), $ 45 Abs. 2 Nr. 2 des Ange- 
stelllenversichcrungsgeselzcs in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Mai 1924 (Reichsgesetz- 
blalt I S. 563), zuletzt geändert durch Artikel 253 
des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch vom 
2. März 1974 (ßundesgesetzbl. 1 S. 469, 618), und 
§ 69 Abs. 2 Nr. 2 des Reichsknappschaftsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Juli 
1926 (Reichsgesetzbl. I S. 369), zuletzt geändert 
durch Artikel 254 des Einführungsgesetzes zum 


Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 469, 619), auf die bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes wegen der Erziehung eines waisen¬ 
rentenberechtigten Kindes Anspruch besteht und 
deren Voraussetzungen entfallen, weil das Kind 
auf Grund dieses Gesetzes volljährig wird, ist bis 
zum Ablauf des Monats, in dem das Kind das 
21. Lebensjahr vollendet, zu zahlen. Satz 1 gilt 
insoweit nicht, als die Voraussetzungen für die 
Rente aus Gründen entfallen, die vom Alter des 
Kindes unabhängig sind. 

(2) Wird das Kind innerhalb von drei Jahren 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes volljährig, so 
wird die Rente nach Absatz 1 bis zum Ablauf des 
Monats gezahlt, in dem die Dreijahresfrist endet. 
Absatz 1 Satz 2 gilt. 


Artikel 11 
Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(ßundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 12 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1975 in Kraft. 


Die; verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 31. Juli 1974 

Der Bundespräsident 
Scheel 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Genscher 

Der Bundesminister der Justiz 
Dr. Vogel 

Der Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesun 
Katharina Focke 


idhei ■ 
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Zweite Verordnung 

über die Dringlichkeit von Ausgaben für Bauvorhaben 
in der Rentenversicherung der Arbeiter 
(2. BauDrVO) 

Vom 31. Juli 1974 


Auf Grund des § 1390 a Abs. 3 der Reichsversiche- 
rungsordnung wird mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates verordnel: 


(1) Ausgaben lür Bauvorhaben eines Trägers oder 
für gemeinsame Bauvorhaben mehrerer Träger der 
Rentenversicherung der Arbeiter können als dring¬ 
lich beurteilt werden, wenn durch das Bauvorhaben 
innerhalb des Bedarfs sämtlicher Versidierungsträ- 
ger im Rahmen der Rehabilitation zur Durchführung 
von medizinischen Maßnahmen für Versicherte 
Schwerpunktkliniken, Kurkliniken oder diagnosti¬ 
sche Zentren zur Bestimmung der Arl und des not¬ 
wendigen Umfangs von medizinischen Maßnahmen 
geschaffen worden. 

(2) . Ausgaben für Bauvorhaben von diagnostischen 
Einrichtungen, Nebenbei rieben und Personalhäusern 
bei einer Baumaßnahme nach Absatz 1 dürfen nur 
dann als dringlich beurteilt werden, wenn entspre¬ 
chende Einrichtungen, Nebenbei riebe oder Personal- 
Muser eines Trägers der Rentenversicherung der 
Arbeiter in ausreichendem Umfang und in zumut¬ 
barer Entfernung nicht zur Verfügung stehen oder 
durch Ausbauten oder Erweiterungen nicht geschaf¬ 
fen werden können. 


Ausgaben lui den Bau, Umbau, Ausbau oder die 
Erweiterung von Verwaltungsgebäuden können als 
dringlich beurteilt weiden, wenn dadurch Arbeits¬ 
plätze im Umfang der unabweisbaren Vermehrung 
der Gesamtzahl der Bediensteten geschaffen werden. 
Satz 1 gilt auch dann, wenn durch das Bauvorhaben 
organisatorische Maßnahmen ermöglicht werden, die 
eine Vermehrung von Personal entbehrlich machen. 
Satz 1 gilt nicht, wenn clor Raumbedarf auf andere 
Weise, insbesondere durch Anmietung von Gebäu¬ 
den oder Gebäudeteilen gedeckt werden kann und 
die Anmietung von Gebäuden oder Gebäudeteilen 
den Regeln einer sparsamen und wirtschaftlichen 
Haushaltsführung nicht widerspricht. 

§ 3 

Ausgaben lür Bauvorhaben der Träger der Ren¬ 
tenversicherung der Arbeiter können nach Maßgabe 
der §§ 1 und 2 als dringlich beurteilt werden, soweit 
sich die Bauvorhaben nicht mit Mitteln durchführen 
lassen, die von dein Versicherungsträger gemäß 


§ 1383 b Abs. 3 der Reichsversicherungsordnung zur 
Erhaltung des Verwaltungsvermögens zurückgestellt 
worden sind, und soweit das gesamte Bauvolumen 
zu Lasten der Rücklage in der Rentenversicherung 
der Arbeiter jährlich 0,5 vom Hundert der Beitrags¬ 
einnahmen nicht überschreitet. Der Erlös aus der 
Veräußerung von Grundstücken, Gebäuden und 
Einrichtungen, die der Durchführung von Gesund¬ 
heitsmaßnahmen dienen oder gedient, haben, kann 
zusätzlich für Bauvorhaben nach § 1 verwendet wer¬ 
den. Die in einem Kalenderjahr nicht ausgeschöpften 
Mittel, können in den folgenden Kalenderjahren 
ausgegeben werden. 

§4 

Wird von einem Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter ein Antrag auf Genehmigung eines 
Bauvorhabens gemäß § 27 e der Reichsversiche¬ 
rungsordnung gestellt, hat dieser dem Antrag einen 
Bericht des Verbandes Deutscher Rentenversiche- 
rungsträger beizufügen, in dem zur Dringlichkeit 
nach den §§ 1 bis 3 Stellung genommen wird. Satz 1 
gilt entsprechend in den Fällen, in denen eine Ko¬ 
stenüberschreitung von mehr als 10 vom Hundert 
der ursprünglich genehmigten Baukostensumme 
eintritt. Bei Baumaßnahmen nach § 1 ist in dem Be¬ 
richt auch zur Frage des Standortes Stellung zu 
nehmen und der Bedarf aller Versicherungsträger 
für die in Aussicht genommene Indikation in 
Schwerpunktkliniken und Kurkliniken unter Be¬ 
rücksichtigung der künftigen Entwicklung darzu¬ 
stellen. Die Grundlagen für die Beurteilung des Be¬ 
darfs sind darzulegen. 

§ 5 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel 5 § 2 des Drit¬ 
ten Rentenversicherungs-Änderungsgesetzes vom 
28. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 956) auch im Lapd 
Berlin. 

§ 6 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Ja¬ 
nuar 1974 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 
1975 außer Kraft. Mit dem Inkrafttreten dieser Ver¬ 
ordnung tritt die Bauausgabendringlidikeits-Verord- 
nung vom 8. Juli 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1109) 
außer Kraft. 


Bonn, den 31. Juli 1974 


Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung 
Walter Arendt 
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Verkündungen im Bundesanzeiger 

Gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom 30. Januar 1950 
(Bundcsgesetzbl. S. 23) wird auf folgende im Bundesanzeiger verkündete Rechtsverordnungen nachrichtlich 
hingewiesen: 


Datum und Bezeichnung der Verordnung 


Verkündet im Tag des 

Bundesanzeiger Inkraft- 

Nr. vom tretens 


29.7.74 Verordnung Ausfuhrerstattung Malz 1974 139 31.7.74 1.8.74 

31.7.74 Verordnung Nr. 27/74 über die Festsetzung von 

Entgelten für Verkehrsleistungen der Binnen¬ 
schiffahrt 142 3.8.74 5.8.74 


Hinweis auf Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaften, 

die mit ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
unmittelbare Rechlswirksamkeit in der Bundesrepublik Deutschland erlangt haben 


Datum und Bezeichnung der Rechtsvorschrift 


Veröffentlicht im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 
— Ausgabe in deutscher Sprache — 
vom Nr./Seite 


Vorschriften für die Agrarwirtschaft 

19. 7. 74 Verordnung (EWG) Nr. 1894/74 der Kommission zur Ände¬ 
rung der Währungsausgleichsbeträge 
15. 7. 74 Verordnung (EWG) Nr. 1896/74 des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 3209/73 über die Beihilfe für O 1 i - 


15.7.74 Verordnung (EWG) Nr. 1897/74 des Rates zur Festsetzung der 
monatlichen Zuschläge zum Marktrichtpreis, zum Interven¬ 
tionspreis und zum Schwellenpreis für Olivenöl für das 
Wirtschaftsjahr 1974/1975 

15. 7. 74 Verordnung (EWG) Nr. 1898/74 des Rates zur Festsetzung des 
Schwellenpreises für Olivenöl für das Wirtschaftsjahr 
1974/1975 

15. 7. 74 Verordnung (EW'G) Nr. 1899/74 des Rates über den Pauschbe¬ 
trag für nicht raffiniertes Olivenöl, das vollständig in 
Griechenland erzeugt wurde und aus diesem Land unmittelbar 
in die Gemeinschaft befördert wird 

15.7.74 Verordnung (EWG) Nr. 1900/74 des Rates über Sondermaß¬ 
nahmen für Sojabohnen 

22.7.74 Verordnung (EWG) Nr. 1901/74 der Kommission zur Festset¬ 
zung der auf Getreide, Mehle, Grobgrieß und 
F e i n g r i e ß von Weizen oder Roggen anwendbaren Ab¬ 
schöpfungen bei der Einfuhr 

22.7.74 Verordnung (EWG) Nr. 1902/74 der Kommission über die 
Festsetzung der Prämien, die den Abschöpfungen bei der Ein¬ 
fuhr für Getreide, Mehl und Malz liinzugefügt wer¬ 
den 

22. 7. 74 Verordnung (EWG) Nr. 1903/74 der Kommission zur Ände¬ 
rung der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden 
Berichtigung 

22. 7. 74 Verordnung (EWG) Nr, 1904/74 der Kommission zur Festset¬ 
zung der besonderen Ausfuhrabschöpfungen für Sirupe 
und andere Zuckerarten 

22. 7. 74 Verordnung (EWG) Nr. 1905/74 der Kommission zur Festset¬ 
zung des Betrages, um den die bei der Einfuhr von Reis aus 
der Arabischen Republik Ägypten in die Gemeinschaft anzu¬ 
wendende Abschöpfung zu vermindern ist 

22. 7. 74 Verordnung (EWG) Nr. 1907/74 der Kommission zur Festset¬ 
zung der Wiegungskoeffizienten zur Berechnung des gemein¬ 
schaftlichen Marktpreises für geschlachtete Schweine 


22. 7. 74 

23. 7. 74 

23. 7. 74 

23. 7. 74 

23. 7. 74 
23. 7. 74 

23. 7. 74 

23. 7.74 

23. 7. 74 

23. 7. 74 

23. 7. 74 

23. 7. 74 


L 200/1 

L 201/1 

L 201/2 

L 201/3 

L 201/4 
L 201/5 

L 201/7 

L 201/9 

L 201/11 

L 201/13 

L 201/15 

L 201/18 
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22. 7. 74 

22. 7. 74 

22. 7. 74 

22. 7. 74 

22. 7. 74 

22. 7. 74 

23. 7. 74 

23. 7. 74 

23. 7. 74 

23. 7. 74 
23. 7. 74 
23. 7. 74 

23. 7. 74 

23.7.74 

23.7. 74 

23. 7. 74 

24. 7. 74 

24. 7. 74 

24. 7. 74 

24. 7. 74 


Verordnung (EWG) Nr. 1908/74 der Kommission zur Ände¬ 
rung der Verordnung (EWG) Nr. 1370/74 zur Durchführung 
der ßoiliilleiegeluiig liir künstlich getrocknetes Futter für 
das Wirtschaftsjahr 1974 T975 

Verordnung (EWG) Nr. 1909/74 der Kommission über die ge¬ 
genseitigen Milleihingon zwischen den Mitgliedstaaten und 
der Kommission heiiellend künstlich getrocknetes Futter 
uu VVu Ischidlsjahr 1974M975 

Verein u,-! (EWG- Nr. 1910/74 der Kommission zur Ände¬ 
rung der besonderen Abschöpfungen bei der Ausfuhr von 

Verordnung (EVVGl Nr. Hilf 74 des Rates über den Abschluß 
eines Abkommens in Form eines Briefwechsels zur Änderung 
von A likcl 5 des Anhangs 1 des Abkommens zur Gründung 
einer Assoziation /wischen der Europäischen Wirtschaftsge¬ 
meinschaft und der Tunesischen Republik 
Verordnung (EWG) Nr. 1912/74 des Rates über die Einfuhr 
von Oliv e n ö I aus Tunesien 

Verordnung (EWG) Nr. 1913/74 des Rates zur Festlegung der 
Grundregeln für die Destillation von Tafelwein der Art 
A (i ui der Zeil vom IS. August 1974 bis zum 31. Oktober 
1974 

Verordnung (EWG) Nr. 1914/74 der Kommission zur Festset¬ 
zung der aut Getreide, Mehle, Grobgrieß und 
F e i u g ließ von Weizen oder Roggen anwendbaren Ab¬ 
schöpfungen bei der Einfuhr 

Verordnung (EWG) Nr. 1915/74 der Kommission über die 
Festsetzung der Prämien, die den Abschöpfungen bei der Ein- 
fulir für fiel, t eitle . Mehl und Malz hinzugefügt wer¬ 
den 

Verordnung (EWG) Nr. 1916/74 der Kommission zur Ände¬ 
rung der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden 
Berichtigung 

Verordnung (EWG) Nr. 1917,74 der Kommission zur Festset¬ 
zung de. tlurchscliniüKpheh Erzeugerpreise für Wein 
Verordnung (EWG) Nr. 1918 74 der Kommission zur Festset¬ 
zung der Cmschleusungspreise und Abschöpfungen für Eier 
Verordnung (EWG) Nr. 1919/74 der Kommission zur Festset¬ 
zung di” Einschleusungspreise und der Abgaben bei der Ein¬ 
fuhr Ihr E i e r a I b u m i n und Milch albumin 
Venmlnnng (EWG) Nr. 1920.74 der Kommission zur Festset¬ 
zung di Eins; hlousuiigspreise und Abschöpfungen für Cc- 


VcrordiHi'ig (EWG) Nr. 1921 74 der Kommission zur Durch¬ 
führung einer Ausschreibung der Ausluhrabschöpfung für ge- 
seha'liT L a n g k o r n reis 

Verordnung (EWG) Nr, 1922-'74 der Kommission zur Festset¬ 
zung der Ausgleichsbelrage für die Erzeugnisse des 
Srli.ie .,h|( , t h so k t o rs 

Veioitimmg (EWG) Nr. 1923/74 der Kommission zur Ände¬ 
rung dm besonderen Abschöpfungen bei der Ausfuhr von 

Verordnung (EWG) Nr. 1925 74 der Kommission zur Festset¬ 
zung der nul Gel niidii, Mehle, G r o b g r i e ß und 
F e i n g r i e ß von Weizen oder Roggen anwendbaren Ab- 
schöplungiei bei der Einltihr 

Veioidnuni| (EWG) Nr. 1926/74 der Kommission über die 
Festsetzung der Prämien, die den Abschöpfungen bei der Ein- 
lullt Eil Getreide, Mehl und Malz hinzugefügt wer¬ 
den 

Verordnung |EWG) Nr. 1927/74 der Kommission zur Ände¬ 
rung der bei dei Erstattung lür Getreide anzuwendenden 
Beriehligung 


Verordnung (EWG) Nr. 1929/74 der Kommission zur Festset¬ 
zung der Erstattungen bei der Ausfuhr auf dem Ei er sek- 
to r für den Zeitraum vom 1. August 1974 an 


23. 7. 74 

23. 7. 74 

23. 7. 74 

24. 7. 74 
24. 7. 74 

24. 7. 74 

24. 7. 74 

24. 7. 74 

24. 7. 74 
24. 7. 74 
24. 7. 74 

24. 7. 74 

24. 7. 74 

24. 7. 74 

24. 7. 74 

24. 7. 74 

25. 7. 74 

25. 7. 74 

25. 7. 74 

25. 7. 74 


L 201/20 

L 201/21 

L 201/23 

L 202/1 
L 202/6 

L 202/8 

L 202/10 

L 202/12 

L 202/14 
L 202/16 
L 202/18 

L 202/21 

L 202/23 

L 202/27 

L 202/30 

L 202/34 

L 203/1 

L 203/3 

L 203/5 

L 203/9 
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24.7.71 Verordnung (EWG) Nr. 1930/74 der Kommission zur Ände¬ 
rung der Liste der Erzeugnisse auf dem Eiersettor, die 
für eine Vorausfeslsetzung der Ausfuhrerstattung in Frage 
kommen 

24.7.74 Verordnung (EWG) Nr. 1931/74 der Kommission zur Festset¬ 
zung der Ausgloirhsbeträqe für die Erzeugnisse des E i e i - 

24.7.71 Verordnung (EWG) Nr 1932/74 der Kommission zur Festset¬ 
zung der Ausgleichslrelräge für Erzeugnisse des Sektors Ge- 
I 1 ii g e I i I e ! s c h 

24. 7. 74 Verordnung (EWG) Nr. 1933/74 der Kommission zur Bestim¬ 
mung dm Handelsplätze lür Reis, außer Arles und Vercelli. 
Iiii das Wirtschaftsjahr 1974/1975 

24.7.74 Verordnung (EWG) Nr. 1934/74 der Kommission über die 
Ausfuhrerstallunq für zu Beginn des Wirtschaftsjahres 1974 
1975 ausgefüliries Malz 

24.7.74 Verordnung (EWG) Nr. 1935/74 der Kommission zur Festset¬ 
zung der für die Gemeinschaftsproduktion repräsentativen 
langkörnigen Reissorle, des Werlunterschieds zwischen dieser 
Sorl«' und dm cm Stauda■ dgualilat entsprechenden rundkörni- 
gen Reissorle, des Schwellenpreises für geschalten lang- 
körnigen Reis und Srhwellenpreise für vollständig geschliffe¬ 
nen Reis lür das Wirtschaftsjahr 1974/1975 

24. 7. 74 Vmoidniiii,! (EWG) Nr. 1930/74 der Kommission zur Änderung 
der dänischen Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 1697 '74 
hinsichtlich Äpfeln der Sorten „Lobo" und ..Tannes 1 ' 

24. 7. 74 Verordnung (EWG) Nr. 1938/74 der Kommission zur Änderung 
der besonderen Abschöpfung bei der Ausfuhr von Weiß- 

24.7.74 Verordnung (EWG) Nr. 1939/74 der Kommission zur Festset¬ 
zung ries Betrages der Beihilfe für ö 1 s d#Te 5 

24. 7. 74 Verordnung (EWG) Nr. 1940/74 der Kommission zur Festset¬ 
zung des Weltmarktpreises für Raps- und Rübsen- 

24.7.74 Verordnung (EWG) Nr. 1941/74 der Kommission zur Änderung 
der als Ausgleichsbeträqe für die Erzeugnisse des G e - 
treidc- und Heisse k tim anz.uwendenden Beträge 


25. 7. 74 

25. 7. 74 

25. 7. 74 

25. 7. 74 

25. 7. 74 

25. 7. 74 

25. 7. 74 

25. 7. 74 
25. 7. 74 

25. 7. 74 

25. 7. 74 


L 203/11 

L 203/12 

L 203/14 

L 203/18 

L 203/20 

L 203/22 

L 203/24 

L 203/27 
L 203/29 

L 203/31 

L 203/33 


Andere Vorschriften. 

19. 7.7-1 Verordnung (EWG) Nr. 1895/74 der Kommission zur Bestim¬ 
mung der zusätzlichen Maßnahmen, die in der Landwirtschaft 
infolge der Festsetzung eines neuen repräsentativen Umrech¬ 
nungskurses, der für ctii 1 italienische Lira ab 22. Juli 1974 gilt, 
zu lim mi sind 

22. 7.7-i Verordnung (EWG) Nr. 1900/74 dm Kommission zur Änderung 
der Verordnung Nr. 184/Oö/EWG vom 21. November 1966 über 
den Pauschalbetrag fiii jeden ordnungsgemäß ausqelülllcn 
Belnebsboqen 

23.7.74 Verordnung (EWG) Ni. 1928/74 der Kommission über die Fest¬ 
setzung von MiUi'lwmtmi liii die Bewertung von ringeführten 

24.7.74 Verordnung (EWG) Nr. 1937/74 der Kommission zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 1570/70 der Kommission vom 
3. August 1970 über die Einrichtung eines Systems von Mittcl- 


22. 7. 74 L 200/24 

23.7.74 L 201/17 

25. 7. 74 L 203/7 

25, 7. 74 L 203/25 
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